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1. Einleitung 

Der Bundesrat eröffnete am 12. Dezember 2025 die Vernehmlassung zur Sicherheitspolitischen Stra-

tegie der Schweiz 2026 (Sipol S). Die Vernehmlassung dauerte bis am 31. März 2026. 

Die Sicherheitspolitische Strategie 2026 legt die sicherheitspolitische Ausrichtung der Schweiz vor 

dem Hintergrund einer deutlich verschlechterten Lage fest. Sie verfolgt den Ansatz einer umfassenden 

Sicherheit. Zu diesem Zweck definiert sie drei strategische Stossrichtungen: die Stärkung der Resili-

enz, die Verbesserung von Abwehr und Schutz sowie die Erhöhung der Verteidigungsfähigkeit. Diese 

Stossrichtungen werden durch zehn Ziele und über 40 Massnahmen konkretisiert. 

Die Vernehmlassung stiess auf breites Interesse. Insgesamt gingen 161 Rückmeldungen ein. Die 

Stellungnahmen stammen von einem breiten Kreis von Akteuren. 

Der vorliegende Bericht fasst die Ergebnisse der Vernehmlassung zusammen. Er konzentriert sich 

auf wiederkehrende, politisch oder materiell relevante Anliegen. 

2. Übersicht und Zusammenfassung der Ergebnisse 

2.1 Übersicht der eingegangenen Rückmeldungen 

Die folgende Übersicht zeigt die Vernehmlassungsteilnehmenden nach Kategorien. 

Vernehmlassungsteilnehmende Zahl 

Parteien: EVP, FDP, Die Grünen, GLP, Die Junge Mitte, Die Mitte, Piratenpartei, SP, SVP 9 

Kantone: AG, AI, AR, BL, BE, BS, FR, GE, GL, GR, JU, LU, NW, OW, SH, SG, SO, TI, TG, UR, VD, 

VS, ZG, ZH 

24 

Kantonale Konferenzen / Sicherheitskonferenzen / BORS / Kommunale Dachverbände: FKS, 

KKJPD, KKPKS, OJPD, KSSD, KPABC, RK MZF, SSK, SSV, VSBF 

10 

Wirtschaft / Branchenverbände: Baustoff Kreislauf Schweiz, economiesuisse, Gebäudeversiche-

rungen der Kantone FR JU SO ZG ZH, Interpharma, Sandoz Pharmaceuticals AG, Schweizerischer 

Gewerbeverband, scienceindustries 

11 

Wissenschaft / Hochschulen / Think Tanks: Akademien der Wissenschaften Schweiz (a+), CH++, 

digitalswitzerland, Geneva Centres (DCAF, GCSP, GICHD), Pour Demain, Schweizerische Gesell-

schaft für Geschichte, Swiss Biorisk Alliance, swissuniversities 

8 

Medien / Medienverbände: SRG, Verband Medien mit Zukunft, Verlegerverband Schweizer Medien 3 

Nichtregierungsorganisationen in den Bereichen Entwicklung, Frieden, Humanitäres: Amnesty 

International, Schweizer Sektion, APRED / Institut participatif pour le progrès de la paix, Femmes 

protestantes, Fondation Hirondelle, Forum für Menschenrechte in Israel/Palästina, FOSIT / Federazi-

one delle ONG della Svizzera italiana, Frauen für den Frieden Schweiz, Frauenbund Schweiz, Frieda 

– die feministische Friedensorganisation, KOFF / Schweizer Plattform für Friedensförderung, KoGe / 

Kooperationsgemeinschaft, Linksbündig, PeaceWomen Across the Globe, Plattform Agenda 2030, 

Schweizerischer Friedensrat, Service Civil International Schweizer Zweig, swisspeace, Umbrella Initi-

ative, Women's International League for Peace and Freedom (WILPF Schweiz), Women’s Hope Inter-

national 

20 

Hilfswerke: Alliance Sud, Basel Peace Office, Brücke Le Pont, Caritas Schweiz, Fastenaktion, Fri-

bourg-Solidaire, Helvetas, IAMANEH Schweiz, Interaction, Médecins du Monde, Mission 21, Schwei-

zerisches Rotes Kreuz, Solidar Suisse, Swissaid, Terre des hommes, Voices  

16 
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Organisationen zu Neutralität und Unabhängigkeit: Bewegung für Neutralität, Bürger für Bürger, 

Bürgerbewegung.CH, Genève Center for Neutrality, Komitee «Manifest – eine Neutralität für das 21. 

Jahrhundert», Pro Schweiz, Schweizerische Vereinigung Industrie und Landwirtschaft SVIL, Verein 

«Forum zu einer neuen Demokratiekultur» 

8 

Umwelt und Energie: aeesuisse, Avenergy Suisse, BirdLife, Pro Natura, Trinationaler Atomschutz-

verband TRAS, Schweizerische Energiestiftung SES, Greenpeace, Grüner Fisch, Stiftung PUSCH, 

Verkehrsclub der Schweiz VCS, Verein Klimaschutz Schweiz, WWF Schweiz 

12 

Militär und Sicherheitspolitik: Arbeitsgemeinschaft für eine wirksame und friedenssichernde Milizar-

mee AWM, Gesellschaft der ehemaligen und aktiven Angehörigen des Militärstrategischen Stabes 

GEMSS, Gruppe Giardino, GSoA, Pro Militia, Schweizerische Offiziersgesellschaft SOG, Groupe de 

Travail Politique Latin / Union des sociétés militaires genevoises (USMG), Schweizerischer Unteroffi-

ziersverband SUOV, Verband Militärischer Gesellschaften Schweiz VMG 

9 

Weitere Verbände und Organisationen: Allianz Sicherheit Schweiz, auto-schweiz, Centre Patronal, 

CHANCE SCHWEIZ – Arbeitskreis für Sicherheitsfragen, Schweizerischer Zivildienstverband CIVIVA, 

Europäische Bewegung Schweiz, Strasse-Schweiz – Verband des Strassenverkehrs (FRS), Ukraini-

scher Verein in der Schweiz, National Center of Excellence in Crisis Management (NCC), prosi-

lience.ch, smartmyway ag 

11 

Weitere Fachgremien und Kommissionen: Eidgenössische Kommission für ABC-Schutz (Kom-

ABC), Expertengruppe Versorgungssicherheit, Steuerungsausschuss der Nationalen Cyberstrategie 

3 

Privatpersonen 17 

Total Rückmeldungen 161 

 

2.2 Zusammenfassung der Ergebnisse 

Die Sicherheitspolitische Strategie 2026 wird in ihrer Struktur grossmehrheitlich als notwendig und 

zweckmässig beurteilt. Die sicherheitspolitische Lagebeurteilung, die drei Stossrichtungen sowie die 

Ziele und Massnahmen stossen auf breite Zustimmung. Positiv hervorgehoben werden insbesondere 

das Zusammenspiel von Resilienz, Abwehr und Schutz sowie Verteidigungsfähigkeit, ebenso der An-

satz der umfassenden Sicherheit, der militärische, zivile, wirtschaftliche, technologische und gesell-

schaftliche Aspekte der Sicherheit berücksichtigt. 

Nahezu alle Akteursgruppen lassen hohe Erwartungen hinsichtlich der konkreten Umsetzung erken-

nen. Sie fordern mehr Klarheit hinsichtlich der Prioritäten, Fristen und Dringlichkeit. Sie verlangen eine 

klare Aufteilung der Zuständigkeiten sowie eine wirksame Steuerung mit einem Monitoring. Ausser-

dem werden Erläuterungen zu den finanziellen Konsequenzen gewünscht. Die Rückmeldungen ver-

langen insgesamt eine verbindlichere Umsetzung der Strategie. 

Die politischen und materiellen Unterschiede zeigen sich besonders beim Verhältnis von Verteidi-

gungsfähigkeit und ziviler Resilienz. Einige Parteien, militärische und sicherheitspolitische Verbände 

sowie mehrere Kantone verlangen eine raschere und verbindlichere Stärkung der Verteidigungsfähig-

keit. Im Vordergrund steht dabei eine bessere Definition von Dissuasion – diese beschreibt die Fähig-

keit der Schweiz, einen Angreifer von einem Angriff auf die Schweiz abzuhalten, und ist bestimmt 

durch ein Zusammenwirken von Resilienz, Schutz- und Verteidigungsmassnahmen. Zudem forderten 

diese Gruppen, die Wichtigkeit von Luftverteidigung, weitreichenden Fähigkeiten, Bevorratung, In-

teroperabilität und Finanzierung zu betonen.  

Andere Parteien, Hilfswerke, friedenspolitische und feministische Organisationen, Umwelt- und Ener-

gieakteure sowie entwicklungspolitische Akteure verlangen demgegenüber, Prävention, menschliche 

Sicherheit, Friedensförderung, Entwicklungszusammenarbeit, humanitäre Hilfe, Menschenrechte, 



 
 
 

 

 

5/8 

Klima, Biodiversitätsverlust, Naturgefahren, Trinkwasser- und Ernährungssicherheit sowie Energieab-

hängigkeiten stärker und kohärenter zu berücksichtigen und gesellschaftliche Resilienz stärker sicht-

bar zu machen. Diese Rückmeldungen zielen darauf, entwicklungspolitische, ökologische und ener-

getische Risiken stärker als sicherheitspolitische Risikoverstärker zu behandeln und systematischer 

mit Früherkennung, Antizipation, Versorgungssicherheit und Krisenmanagement zu verbinden. 

Kantone, kantonale Konferenzen, Städte sowie Organisationen aus Polizei, Justiz, Bevölkerungs-

schutz und Feuerwehr betonen, dass wesentliche Teile der inneren Sicherheit, der Strafverfolgung, 

des Bevölkerungsschutzes, des Gesundheitswesens, des Krisenmanagements und des Schutzes kri-

tischer Infrastrukturen föderal geprägt sind. Sie verlangen deshalb eine stärkere Sichtbarkeit der Kan-

tone, Gemeinden und Fachkonferenzen in Umsetzung und Steuerung. 

Wirtschafts-, Wissenschafts-, Medien- und Technologieakteure bringen vor allem Anliegen zur wirt-

schaftlichen und technologischen Resilienz ein. Dazu gehören Lieferketten, Innovationsfähigkeit, Da-

teninfrastrukturen, Knowledge Security, digitale Souveränität, künstliche Intelligenz, Cyber, Informati-

onsresilienz und Medienvielfalt. Die Rückmeldungen verlangen dabei nicht nur eine stärkere Darstel-

lung von Risiken, sondern auch eine bessere Sichtbarkeit von Fähigkeiten, die der Schweiz in Ana-

lyse, Schutz und Abwehr dienen können. 

3. Die Ergebnisse im Einzelnen 

3.1 Konzeptioneller Ansatz und Umsetzung der Strategie 

Die meisten Stellungnahmen anerkennen die Notwendigkeit einer neuen Sicherheitspolitischen Stra-

tegie, begrüssen diese und begrüssen die Verbindung von Resilienz, Abwehr und Schutz sowie Ver-

teidigungsfähigkeit. Die Struktur des Entwurfs wird grossmehrheitlich unterstützt. Unterstützt werden 

insbesondere der Ansatz der umfassenden Sicherheit, die Stossrichtungen, die Verbindung von La-

gebeurteilung und Massnahmen sowie der Versuch, die Breite der sicherheitspolitisch relevanten The-

men und Akteure und deren gemeinsame Verantwortung für die Sicherheit in einem gemeinsamen 

Rahmen darzustellen. 

Auf konzeptioneller Ebene wird der Begriff der umfassenden Sicherheit vereinzelt hinterfragt. Die Kan-

tone Aargau und Glarus und die SVP etwa verlangen, anstelle der umfassenden Sicherheit am etab-

lierten Begriff der Gesamtverteidigung festzuhalten. Weitere Stellungnahmen verlangen eine schär-

fere Abgrenzung zentraler Begriffe wie Resilienz, Schutz, Abwehr und Verteidigungsfähigkeit und eine 

deutlichere Darstellung, dass die drei Stossrichtungen ineinandergreifen und voneinander abhängen. 

Die Lagebeurteilung der Strategie wird überwiegend als zutreffend und nachvollziehbar beurteilt. Kont-

rovers bleibt die Einschätzung, ein umfassender bewaffneter Angriff auf die Schweiz sei in absehbarer 

Zeit unwahrscheinlich: Während der Kanton Aargau, der Schweizerische Gewerbeverband und 

Chance Schweiz diese Einschätzung als zu optimistisch beurteilen und eine schärfere Beurteilung der 

Bedrohungslage verlangen, fordert die SP umgekehrt, aus dieser Einstufung Konsequenzen für die 

Priorisierung und die Mittelallokation abzuleiten. Mehrere Stellungnahmen verlangen zudem Ergän-

zungen zum sicherheitspolitischen Umfeld der Schweiz, namentlich zum Weltraum als sicherheitspo-

litischer Dimension (FDP, Die Mitte, Genf), zur grenzüberschreitenden Kriminalität (KKPKS, mehrere 

Kantone) sowie zu den jüngsten geopolitischen Entwicklungen im Zusammenhang mit den USA 

(KKPKS, Tessin, Luzern, economiesuisse).  

Die internationale sicherheitspolitische Kooperation wird in den Stellungnahmen unterschiedlich be-

urteilt. Viele Stellungnehmende unterstützen eine stärkere Zusammenarbeit mit europäischen Part-

nern, der EU, der Nato, Nachbarstaaten, internationalen Organisationen und gleichgesinnten Staaten. 

Genannt werden insbesondere gemeinsame Lagebilder, Interoperabilität, Ausbildung und Übungen, 

Beschaffung, Luftlagedatenaustausch, Krisenbewältigung sowie Beiträge der Schweiz zur europäi-

schen Sicherheit. Die Europäische Bewegung Schweiz und weitere Akteure verlangen eine stärkere 

institutionelle Einbettung in europäische Kooperationsformate. Andere, insbesondere neutralitätsori-

entierte Organisationen und die SVP, sehen darin eine problematische Annäherung an EU und Nato 
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und verlangen eine klarere Darstellung der Neutralität, des Neutralitätsrechts und der politischen 

Grenzen internationaler Kooperation. 

Rückmeldungen zu Umsetzung und Steuerung stammen aus nahezu allen Akteursgruppen. Wieder-

kehrend verlangt wird eine klarere Darstellung der Prioritäten, Fristen, Dringlichkeitsgrade, Zuständig-

keiten, der Steuerung und des Monitorings. Kantone und kantonale Konferenzen stellen die föderale 

Einbindung in den Vordergrund. Parteien und politische Organisationen verlangen vor allem mehr 

Priorisierung und politische Nachvollziehbarkeit. Wirtschaftsakteure betonen Verhältnismässigkeit 

und Umsetzungstauglichkeit. Armeenahe Organisationen erwarten mehr Verbindlichkeit beim Fähig-

keitsaufbau, während Hilfswerke und NGOs darauf hinweisen, dass zivile Prävention, Friedensförde-

rung, Entwicklungszusammenarbeit, humanitäre Hilfe und Klima in der Umsetzung nicht verdrängt 

werden dürfen.  

3.2 Stossrichtung 1: Resilienz 

Die sicherheitspolitische Relevanz von Beeinflussungsaktivitäten und Desinformation wird von vielen 

Stellungnehmenden explizit anerkannt. Medienakteure verlangen jedoch, professionelle und vielfäl-

tige Medien stärker als Resilienzfaktoren sichtbar zu machen. Sie verweisen auf die Bedeutung von 

Journalismus, regionaler Informationsversorgung, Medienkompetenz, Plattformregulierung und 

Schutz geistigen Eigentums. Neutralitätsorientierte und einzelne parteipolitische Stellungnahmen war-

nen demgegenüber vor staatlicher Meinungssteuerung und verlangen eine klare rechtsstaatliche Be-

grenzung staatlicher Massnahmen gegen Desinformation. 

Mehrere Stellungnahmen verlangen eine differenziertere Behandlung neuer Technologien. Ein Teil 

der Rückmeldungen betrifft digitale Schlüsselressourcen wie Dateninfrastrukturen, Cloud- und Re-

chenkapazitäten, digitale Souveränität, Open Source und Cyber. Ein anderer Teil bezieht sich auf 

neue Technologien mit sicherheitspolitischer Relevanz, insbesondere künstliche Intelligenz, Quanten-

technologie, Biotechnologie und weitere Dual-Use-Technologien. Akteure aus Wissenschaft, Digital-

wirtschaft und Zivilgesellschaft betonen, dass diese Technologien nicht nur Risiken schaffen, sondern 

auch Fähigkeiten für Lageanalyse, Cybersicherheit, Schutz und Abwehr stärken können. 

Gleichzeitig weisen mehrere Stellungnahmen auf neue Verwundbarkeiten hin. Genannt werden ins-

besondere Manipulations-, Eskalations-, Cyber-, CBRN- und Abhängigkeitsrisiken im Zusammenhang 

mit leistungsfähigen KI-Systemen und digitalen Infrastrukturen. Wissenschaftliche Institutionen und 

Hochschulakteure verweisen zudem auf Knowledge Security, Forschungszusammenarbeit und den 

Schutz kritischen Know-hows.  

Weitere Stellungnahmen verlangen eine stärkere Verankerung ziviler Prävention, Friedensförderung, 

Entwicklungszusammenarbeit, humanitärer Hilfe, des Völkerrechts und der Menschenrechte und for-

dern, dass der Beitrag ziviler und präventiver Instrumente zur Sicherheit deutlicher sichtbar gemacht 

wird. Genannt werden insbesondere «gute Dienste», Abrüstung, UNO-Orientierung, Schutz der Zivil-

bevölkerung, menschenzentrierte Sicherheit, Agenda Frauen, Frieden und Sicherheit, Schutz vor ge-

schlechtsspezifischer Gewalt sowie zivilgesellschaftliche Beteiligung.  

Wirtschafts- und Branchenakteure betonen, dass Versorgungssicherheit und wirtschaftliche Resilienz 

nicht mit Abschottung gleichzusetzen seien. Im Vordergrund stehen Diversifikation von Lieferketten, 

Innovationsfähigkeit, Marktzugang, exportfähige industrielle Grundlagen und die Einbindung privater 

Akteure. Economiesuisse und weitere Wirtschaftsakteure verlangen eine partnerschaftliche Ausge-

staltung der Umsetzung, die Verhältnismässigkeit sowie Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit be-

rücksichtigt. 

Umwelt- und Energieakteure, Teile der Parteien, Hilfswerke und NGOs verlangen, ökologische und 

energetische Risiken stärker als sicherheitspolitische Faktoren zu berücksichtigen. Im Vordergrund 

stehen Klima, Biodiversitätsverlust, Naturgefahren, Trinkwasser- und Ernährungssicherheit sowie die 

Resilienz der Energieversorgung. Weitere Stellungnehmende verbinden diese Anliegen mit Forderun-

gen nach einer stärkeren Berücksichtigung von ökologischer Infrastruktur, Ökosystemleistungen, Bil-

dung, nachhaltiger Ressourcennutzung und Gewässern.  
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Im Energiebereich bestehen unterschiedliche Akzente: Umwelt- und Energieorganisationen betonen 

erneuerbare Energien, Energieeffizienz, Speicher, Netze, Flexibilität und dezentrale Energiesysteme. 

Andere Akteure verweisen auf die sicherheitspolitische Relevanz flüssiger Energieträger, Pflichtlager 

und Notstromversorgung.  

3.3 Stossrichtung 2: Abwehr und Schutz 

Die Rolle der Kantone und kantonalen Konferenzen ist eines der zentralen Themen der Vernehmlas-

sung. Kantone wie Zürich, Bern, Basel-Stadt, Basel-Landschaft und Waadt sowie kantonale Konfe-

renzen und Fachgremien wie RK MZF, KKJPD, KKPKS, SSK/KSSD und FKS betonen, dass wesent-

liche Teile der Sicherheitspolitik föderal geprägt sind. Dies betrifft insbesondere die innere Sicherheit, 

den Bevölkerungsschutz, die Strafverfolgung, das Gesundheitswesen, die Feuerwehr, das Krisenma-

nagement und den Schutz kritischer Infrastrukturen. Wiederkehrend verlangt wird, die Kantone nicht 

nur als Vollzugsakteure, sondern als eigenständige sicherheitspolitische Akteure sichtbarer zu ma-

chen. Mehrere Stellungnahmen verlangen deshalb eine stärkere Einbindung kantonaler Konferenzen 

in geeignete Begleit- und Umsetzungsstrukturen. 

Im Bereich der inneren Sicherheit verlangen mehrere Kantone eine präzisere Darstellung der Rollen 

von Bund und Kantonen. Besonders hervorgehoben wird die Bekämpfung der organisierten Krimina-

lität, die in der Praxis zu einem wesentlichen Teil durch kantonale Strafverfolgungsbehörden erfolgt. 

Weitere Anliegen betreffen einheitliche Datenstandards, interoperable Informationssysteme und 

rechtlich abgesicherte Austauschstrukturen zwischen Bund, Kantonen und Strafverfolgungsbehörden.  

Beim Bevölkerungsschutz verlangen Kantone, kantonale Konferenzen und Vertretungen von Blau-

lichtorganisationen eine stärkere Sichtbarkeit des Verbundsystems und der zivilen Einsatzkräfte. Im 

Vordergrund stehen die Rollen von Feuerwehr, Zivilschutz, Sanität und technischen Betrieben bei 

Naturgefahren, CBRN-Ereignissen, kritischen Infrastrukturen, langanhaltenden Krisen und hybriden 

Lagen. Anliegen betreffen insbesondere Katastrophenmedizin, Alarmierung, Sicherheitskommunika-

tion, Schutzbauten, gemeinsame Standards und Ausbildung. 

Auch Fragen der Dienstpflicht und der personellen Alimentierung werden aus unterschiedlichen Per-

spektiven aufgegriffen. CIVIVA, SCI Schweiz und weitere Stellungnehmende möchten den Zivildienst 

stärker als Instrument ziviler Sicherheit und Resilienz verankern. Andere Stellungnahmen stellen die 

Sicherstellung der Bestände von Armee und Zivilschutz in den Vordergrund und verlangen eine Klä-

rung von Doppeleinteilungen sowie der Schnittstellen zu Blaulichtorganisationen. 

3.4 Stossrichtung 3: Verteidigungsfähigkeit 

Einige Parteien, militärische und sicherheitspolitische Verbände sowie mehrere Kantone verlangen 

eine raschere und verbindlichere Stärkung der Verteidigungsfähigkeit. In den Vordergrund stellen sie 

Fähigkeitslücken der Armee, insbesondere in der Luftverteidigung, Drohnenabwehr, weitreichenden 

Fähigkeiten, Munition, Ersatzteilen und Kriegslogistik. Hinzu kommen Anliegen zu Vollausrüstung, 

Rüstungsbeschaffung, Interoperabilität und internationaler Kooperation.  

Mehrere Stellungnahmen verlangen, den Begriff der Dissuasion klarer zu fassen und stärker mit Resi-

lienz, Schutz, Abwehr, Verteidigungsfähigkeit und internationaler Kooperation zu verbinden. Aus Sicht 

dieser Akteure soll die Strategie deutlicher machen, welche Fähigkeiten zur Abschreckung und Ab-

wehr prioritär aufzubauen sind und welche Beiträge dabei Armee, Bevölkerungsschutz, kritische Inf-

rastrukturen, Wirtschaft und internationale Kooperation leisten. 

Weiter zeigen die Stellungnahmen unterschiedliche Erwartungen an Rüstungspolitik, Kriegsmaterial-

recht und sicherheitsrelevante Industrie. Während sicherheitspolitische Akteure die industrielle Basis, 

Beschaffungsfähigkeit und Zuverlässigkeit der Schweiz als Partnerin betonen, warnen andere Stel-

lungnahmen vor einer Lockerung der Ausfuhrpolitik und verweisen auf Neutralität, humanitäre Tradi-

tion und demokratische Kontrolle.  

Militärnahe Akteure und einzelne Parteien verlangen gesicherte Mittel für Verteidigungsfähigkeit, Fä-

higkeitsaufbau und Beschaffung. Einzelne Stellungnahmen schlagen spezifische Finanzierungsinstru-
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mente vor. Demgegenüber warnen Hilfswerke, entwicklungspolitische Organisationen, friedenspoliti-

sche Gruppen und Umweltakteure vor einer Verdrängung von Entwicklungszusammenarbeit, huma-

nitärer Hilfe, Klimafinanzierung, Prävention und sozialem Zusammenhalt. 

4. Fazit und Anpassungen  

Aufgrund der überwiegend breiten Zustimmung zum Strategieentwurf wurden die Struktur, die Dar-

stellung der Lage, die Stossrichtungen sowie der Präzisionsgrad der Ziele und Massnahmen beibe-

halten.  

Die angepasste Strategie priorisiert die Antwort auf die wahrscheinlichsten Bedrohungen. Dabei geht 

es um die Bekämpfung hybrider Bedrohungen, von Angriffen aus der Distanz und – im Bereich der 

inneren Sicherheit – der organisierten Kriminalität. Diese sollen bei der Umsetzung besondere Ge-

wichtung erhalten. Die Zeitangaben der Umsetzungsarbeiten wurden in Tabellen bei jedem Ziel er-

gänzt. Die Dringlichkeit wurde präzisiert. Die Zuständigkeiten, die Steuerung und das Monitoring wur-

den klarer hervorgehoben. Das Vorgehen bei den finanziellen Mitteln wurde detaillierter ausgeführt. 

Die Strategie nimmt jedoch auf die politischen Entscheidungen über die Zuweisung finanzieller Mittel 

Rücksicht: Massgebend bleiben die gesetzten politischen Budgetprozesse. 

Weiter wurden zahlreiche punktuelle inhaltliche Anpassungen vorgenommen, um den Rückmeldun-

gen Rechnung zu tragen. Hier seien einige davon genannt. Den Anliegen zur Rolle der Kantone und 

kantonalen Konferenzen wurde mit Anpassungen im Text entsprochen, insbesondere im Bereich der 

inneren Sicherheit, des Bevölkerungsschutzes und bei der Umsetzung. Die Dissuasion wurde stärker 

verankert und erläutert. Die Bedeutung eines umfassenden, integrierten Lageverständnisses ange-

sichts der volatilen und verschärften Sicherheitslage wurde zusätzlich hervorgehoben. Angesichts der 

sicherheitspolitischen Relevanz von Beeinflussungsaktivitäten wurden Arbeiten dazu ergänzt und 

gleichzeitig der Schutz der Meinungsfreiheit und die Rolle von fundiertem Journalismus hervorgeho-

ben. Die Rolle, der Einbezug und die Verantwortung der Wissenschaft und der Privatwirtschaft wurden 

stärker betont. Zu Anliegen u.a. zur Bedeutung von Konfliktprävention, der Eigenverantwortung der 

Bevölkerung für ihre Resilienz, dezentraler Energieproduktion, Biodiversitätsverlust und zur Sicherheit 

der Bevölkerung wurden Formulierungen ergänzt. Diese Bereiche werden in der Strategie selbst nicht 

vertieft, sondern grösstenteils in bestehenden Fachstrategien, Gesetzgebungsprojekten oder Budget-

prozessen weiterbehandelt. 
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